
 

  

S 11 AS 290/20

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Einrede der Verjährung

Ermessen
Leitsätze Die Verjährung ist nach § 45 Abs. 2 SGB I,

§ 214 Abs. 1 BGB auch im Sozialrecht mit
einer Einrede geltend zu machen. Die
Erhebung der Einrede steht im Ermessen
des Leistungsträgers.

Normenkette BGB § 214
SGB I § 45

1. Instanz

Aktenzeichen S 11 AS 290/20
Datum 27.07.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 AS 417/22
Datum 25.05.2023

3. Instanz

Datum -

Â 

I.Â Â  Der Beklagte wird unter AbÃ¤nderung des Urteils des Sozialgerichts Landshut
vom 27. Juli 2022 sowie unter Aufhebung des Bescheides vom 10.03.2020 in Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 06.05.2020 verpflichtet, Ã¼ber den Antrag des
KlÃ¤gers auf Verzinsung von Nachzahlungen betreffend AnsprÃ¼che auf Leistungen
zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II fÃ¼r den Zeitraum vor dem
31.12.2015 unter BerÃ¼cksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu
entscheiden.

II.Â Â  Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.

III.Â  Der Beklagte hat dem KlÃ¤ger ein Drittel seiner notwendigen
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auÃ�ergerichtlichen Kosten zu erstatten.

IV.Â Â  Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d :

Der KlÃ¤ger und BerufungsklÃ¤ger (KlÃ¤ger) wendet sich mit der Berufung gegen
ein Urteil des Sozialgerichts Landshut, mit dem seine Klage als unbegrÃ¼ndet
abgewiesen wurde. In der Sache geht es ihm um die Verzinsung von Nachzahlungen
von Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) durch den
Beklagten und Berufungsbeklagten (Beklagter).

Der KlÃ¤ger bezog laufend Leistungen nach dem SGB II vom Beklagten.

Auch aufgrund von mehreren Gerichtsverfahren kam es zu Nachzahlungen von
Leistungen an den KlÃ¤ger.

Der KlÃ¤ger beantragte mit Schreiben vom 03.03.2020 beim Beklagten die
Verzinsung unter anderem von Nachzahlungen aus einer mÃ¼ndlichen Verhandlung
des Sozialgerichts Landshut vom 14.10.2013 und aus dem Urteil des Bayerischen
Landessozialgerichts L 16 AS 288/14. Der Beklagte war in diesem Verfahren L 16 AS
288/14 mit Urteil vom 14.12.2018 verurteilt worden, dem KlÃ¤ger rÃ¼ckwirkend
fÃ¼r die Zeit vom 01.11.2013 bis 31.03.2014 monatlich weitere 3,80 â�¬ an Kosten
der Unterkunft und zusÃ¤tzlich fÃ¼r MÃ¤rz 2014 weitere 3.498,46 â�¬ an Heiz- und
Betriebskostennachzahlung fÃ¼r das Jahr 2013 zu gewÃ¤hren; dem lagen ein
Weiterbewilligungsantrag des KlÃ¤gers vom 02.09.2013 und ein Antrag vom
18.03.2014 auf Ã�bernahme einer Nebenkostennachforderung vom 10.03.2014
fÃ¼r das Jahr 2013 zugrunde.

Mit Bescheid vom 06.03.2020 bewilligte der Beklagte dem KlÃ¤ger Zinsen in HÃ¶he
von 620,97 â�¬ aus Nachzahlungen fÃ¼r den Zeitraum von November 2013 bis
MÃ¤rz 2014 aus dem Rechtstreit L 16 AS 288/14. Der Widerspruch hiergegen wurde
mit Widerspruchsbescheid des Beklagten vom 18.06.2020 als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckgewiesen. Hinsichtlich weiterer Zinszahlungen enthalte der Bescheid vom
06.03.2020 keine Regelung, sodass kein Ã¼berprÃ¼fbarer Verwaltungsakt vorliege.
Im Ã�brigen seien keine Fehler erkennbar; der Umstand, dass trotz Einrede der
VerjÃ¤hrung Zinsen bewilligt worden seien, beschwere den KlÃ¤ger nicht.

Mit der Klage S 11 AS 329/20 gegen den Bescheid vom 06.03.2020 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 18.06.2020 wandte sich der KlÃ¤ger am 20.07.2020 an
das Sozialgericht Landshut.

Mit Bescheid vom 10.03.2020 erhob der Beklagte mit folgender Formulierung die
Einrede der VerjÃ¤hrung: â��In Ihrem Schreiben machen Sie Forderungen im Sinne
von Zinsen gegenÃ¼ber dem Jobcenter Straubing-Bogen geltend. Gem. Â§ 45 Abs.
1 Sozialgesetzbuch Erstes Buch (SGB I) verjÃ¤hren AnsprÃ¼che auf
Sozialleistungen vier Jahre nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem sie entstanden
sind. Damit sind die begehrten Zinsen bis einschlieÃ�lich 31.12.2015 verjÃ¤hrt.â��
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Der Widerspruch hiergegen wurde mit Widerspruchsbescheid des Beklagten vom
06.05.2020 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen. Nach Â§ 45 Abs. 1 SGB I
verjÃ¤hrten SozialleistungsansprÃ¼che in vier Jahren nach Ablauf des
Kalenderjahres, in dem sie entstanden seien. Damit bestehe vorliegend kein
Anspruch mehr auf Zinsen, die vor dem 01.01.2016 entstanden seien.

Mit der Klage S 11 AS 290/20 gegen den Bescheid vom 10.03.2020 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 06.05.2020 wandte sich der KlÃ¤ger am 12.06.2020 an
das Sozialgericht Landshut.

Mit Beschluss vom 14.09.2020 wurden beide Verfahren zur gemeinsamen
Verhandlung und Entscheidung verbunden und unter dem Az. S 11 AS 290/20
fortgefÃ¼hrt.

Das Sozialgericht bat den KlÃ¤ger um Mitteilung, ob die Annahme zutreffe, dass es
um die Verzinsung von Nachzahlungen von Sozialleistungen gehe, die sich aus der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 14.10.2013 ergeben hÃ¤tten. Falls dies nicht
zutreffe, wurde er aufgefordert, weitere Nachzahlungen konkret zu benennen und
mitzuteilen, wann er erstmals Zinszahlungen beim Beklagten beantragt habe.
Hierauf antwortete der KlÃ¤ger nicht.

Mit gerichtlichem Scheiben vom 02.12.2020 wurde der Beklagte unter anderem
darauf hingewiesen, dass die Erhebung der Einrede der VerjÃ¤hrung einer
Ermessensentscheidung des Beklagten bedÃ¼rfte, die nicht ersichtlich sei.

In der Folge ermittelte der Beklagte alle Nachzahlungen, die sich aus der
mÃ¼ndlichen Verhandlung des Sozialgerichts Landshut vom 14.10.2013 ergeben
hatten, bewilligte dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 10.12.2020 Zinsen fÃ¼r die
Monate Dezember 2011, Januar 2012, MÃ¤rz 2013 und April 2013 iHv insgesamt
11,14 â�¬ und bezahlte diese an den KlÃ¤ger aus. Der Bescheid nahm auf keinen
anderen Bescheid Bezug, er enthielt lediglich einen Hinweis auf Â§ 96
Sozialgerichtsgesetz (SGG), hiernach sei er Gegenstand des Klageverfahrens
geworden.

Mit Urteil vom 27.07.2022 wies das Sozialgericht die Klage ab. Die zulÃ¤ssige
Anfechtungs- und Leistungsklage gegen die Bescheide vom 06.03.2020 in Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 18.06.2020 und vom 10.03.2020 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 06.05.2020 sei unbegrÃ¼ndet, da der KlÃ¤ger seit der
vollstÃ¤ndigen Abhilfe mit Bescheid vom 10.12.2020 nicht mehr beschwert sei. Er
habe zuletzt die Verzinsung aller Nachzahlungen erhalten. Die Berechnung der
Verzinsung durch den Beklagten sei zutreffend und vom KlÃ¤ger auch nicht
beanstandet worden.

Gegen das Urteil hat der KlÃ¤ger am 02.09.2022 Berufung zum Bayerischen
Landessozialgericht erhoben.

Der Beklagte beantragt,
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die Berufung gegen das Urteil vom 27.07.2022 zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten beider
Instanzen sowie der Verwaltungsakte des Beklagten Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die zulÃ¤ssige Berufung ist teilweise begrÃ¼ndet.

Der Senat konnte in Abwesenheit des KlÃ¤gers verhandeln und entscheiden, da er
ordnungsgemÃ¤Ã� Ã¼ber den Termin informiert worden ist und auf die
MÃ¶glichkeit der Verhandlung und Entscheidung in seiner Abwesenheit hingewiesen
worden ist, Â§ 110 Abs. 1 Satz 2 SGG.

Die Berufung wurde form- und fristgerecht erhoben (Â§Â§ 151 Abs. 1 SGG) und ist
auch statthaft. Der Beschwerdewert liegt Ã¼ber 750,00 â�¬. Nach Â§ 144 Abs.1
Satz 1 SGG bedarf die Berufung der Zulassung, wenn der Wert des
Beschwerdegegenstandes bei einer Klage, die eine Geldleistung betrifft, insgesamt
750,00 â�¬ nicht Ã¼bersteigt. Bei einem unbezifferten Antrag wie hier muss das
Gericht den Wert ermitteln und gegebenenfalls Ã¼berschlÃ¤gig berechnen (vgl.
Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 144 Rn.
15b). Der KlÃ¤ger begehrt mit einer kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage
weitere und hÃ¶here Zinsnachzahlungen durch den Beklagten. Zur HÃ¶he Ã¤uÃ�ert
er sich nicht. Daher ist die Berufung kraft Gesetzes statthaft; der Wert der Beschwer
des KlÃ¤gers ist nicht feststellbar, sodass es bei der Regelung des Â§ 143 SGG
verbleibt.

Die Berufung ist teilweise begrÃ¼ndet, weil die Klagen teilweise begrÃ¼ndet sind.
Das Sozialgericht hat diese zu Unrecht vollstÃ¤ndig abgewiesen. Es handelt sich um
kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklagen nach Â§ 54 Abs. 4 SGG, gerichtet auf
weitere/hÃ¶here Zinszahlungen auf Nachzahlungen.

Streitgegenstand sind auch im Berufungsverfahren die angefochtenen Bescheide
vom 06.03.2020 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 18.06.2020 und vom
10.03.2020 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 06.05.2020. Hingegen wurde
der Bescheid vom 10.12.2020 nicht nach Â§ 96 SGG Gegenstand des Verfahrens,
denn er enthÃ¤lt keine AbÃ¤nderung oder Ersetzung der beiden
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide, sondern lediglich eine Bewilligung von Zinsen
fÃ¼r einzelne Monate in den Jahren 2011 bis 2013.

1.

Der Bescheid vom 06.03.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
18.06.2020 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Es
bestehen keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine falsche Berechnung des Beklagten, damit
stehen dem KlÃ¤ger hÃ¶here ZinsansprÃ¼che nicht zu.

Nach Â§ 44 SGB I ist Voraussetzung der Verzinsung von Geldleistungen deren
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FÃ¤lligkeit. Diese tritt grundsÃ¤tzlich nach Â§ 41 SGB I mit der Entstehung ein. Nach
Â§ 42 Abs. 1 SGB II sollen Leistungen nach dem SGB II jedoch monatlich im Voraus
erbracht werden; diese Vorschrift regelt neben dem Zahlungsrhythmus die
FÃ¤lligkeit von Â§ 41 SGB I abweichend (LÃ¶cken in Eicher/Luik/Harich, SGB II, 5.
Auflage 2021, Â§ 42 Rn. 18). AnsprÃ¼che auf Sozialleistungen entstehen nach Â§
40 Abs. 1 SGB I, sobald ihre gesetzlich bestimmten Voraussetzungen vorliegen,
ohne dass insoweit ein feststellender Verwaltungsakt maÃ�geblich wÃ¤re; damit
wird der Zeitpunkt des Entstehens des Leistungsanspruchs der Disposition sowohl
durch den LeistungstrÃ¤ger als auch regelmÃ¤Ã�ig durch die leistungsberechtigte
Person entzogen (Groth in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB I, 3. Aufl., Â§ 40 SGB I
(Stand: 15.03.2021) Rn. 13). Ob der SozialleistungstrÃ¤ger oder der
Leistungsberechtigte von der entstandenen Leistungsverpflichtung Kenntnis erlangt
hat, ist fÃ¼r Entstehung und FÃ¤lligkeit des entstandenen Anspruchs ohne Belang
(Groth, a.a.O., Â§ 40 SGB I (Stand: 15.03.2021) Rn. 15; Groth, a.a.O., Â§ 41 SGB I
(Stand: 17.11.2021) Rn. 15). Die Verzinsung beginnt nach Â§ 44 Abs. 2 SGB I
frÃ¼hestens nach Ablauf von sechs Kalendermonaten nach Eingang des
vollstÃ¤ndigen Leistungsantrags beim zustÃ¤ndigen LeistungstrÃ¤ger, beim Fehlen
eines Antrags nach Ablauf eines Kalendermonats nach der Bekanntgabe der
Entscheidung Ã¼ber die Leistung. VollstÃ¤ndig ist der Antrag, mit dem der
Sachverhalt so dargelegt wird, dass die im Gesetz bestimmten Voraussetzungen
fÃ¼r einen Anspruch auf Sozialleistungen Ã¼berprÃ¼ft werden kÃ¶nnen und sein
Entstehen festgestellt werden kann (Bundessozialgericht â�� BSG, Urteil vom
03.07.2020 â�� B 8 SO 15/19 R, Rn. 12 juris). Der Beklagte wurde zwar im
Verfahren L 16 AS 288/14 erst mit Urteil vom 14.12.2018 verurteilt, dem KlÃ¤ger
rÃ¼ckwirkend fÃ¼r die Zeit vom 01.11.2013 bis 31.03.2014 monatlich weitere 3,80
â�¬ an Kosten der Unterkunft und zusÃ¤tzlich fÃ¼r MÃ¤rz 2014 weitere 3.498,46
â�¬ an Heiz- und Betriebskostennachzahlung fÃ¼r das Jahr 2013 zu gewÃ¤hren. Zu
Recht hat der Beklagte indes bei der Zinsberechnung auf die Zeitpunkte der
ursprÃ¼nglichen Antragstellungen (zugunsten des KlÃ¤gers August statt September
2013 bzw. fÃ¼r die Heiz- und Betriebskostennachzahlung MÃ¤rz 2014) abgestellt.
Dass die exakte HÃ¶he der nachzuzahlenden BetrÃ¤ge fÃ¼r die Beteiligten
erkennbar erst am 14.12.2018 feststand, dÃ¼rfte unerheblich sein, hierauf kommt
es jedoch bereits aufgrund des VerbÃ¶serungsverbotes (Â§Â§ 153 Abs. 1, 123 SGG)
nicht an. Der Beklagte hat auch zu Recht bei der Berechnung berÃ¼cksichtigt, dass
der Zinsanspruch zudem erst nach Ablauf eines Monats nach FÃ¤lligkeitseintritt
begann. Zu verzinsen ist schlieÃ�lich bis zum Ablauf des Monats vor der Zahlung;
da die Zahlung im MÃ¤rz 2019 erfolgte, ist die Zinsbewilligung des Beklagten bis
Ende Februar 2019 nicht zu beanstanden (zur Berechnungsformel und Abrundung
der zu verzinsenden Nachzahlungen auf volle Euro-BetrÃ¤ge vgl. Groth, a.a.O., Â§
44 SGB I (Stand: 21.12.2022) Rn. 44 f.).

2.

Der Bescheid vom 10.03.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
06.05.2020 ist hingegen rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten;
infolge eines Ermessensnichtgebrauchs ist er aufzuheben. Der KlÃ¤ger hat
Anspruch auf erneute Verbescheidung durch den Beklagten unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Senats.
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Mit dem Bescheid vom 10.03.2020 wurde hinsichtlich des Antrags des KlÃ¤gers auf
Verzinsung die Einrede der VerjÃ¤hrung fÃ¼r die Zeit bis 31.12.2015 erhoben.

UnabhÃ¤ngig davon, ob ZinsansprÃ¼che nach Â§ 44 SGB I Sozialleistungen im
Sinne des Â§ 11 SGB I sind, und unabhÃ¤ngig von Fragen einer Hemmung der
VerjÃ¤hrung nach Â§ 45 Abs. 2, 3 SGB I war der Bescheid jedenfalls deshalb
aufzuheben, weil der Beklagte bei Erhebung der VerjÃ¤hrungseinrede von dem ihm
eingerÃ¤umten Ermessen keinen Gebrauch gemacht hat
(Ermessensnichtgebrauch). Nach Â§ 54 Abs. 2 SGG ist der KlÃ¤ger beschwert, wenn
der Verwaltungsakt oder die Ablehnung oder Unterlassung eines Verwaltungsakts
rechtswidrig ist. Soweit die BehÃ¶rde, KÃ¶rperschaft oder Anstalt des Ã¶ffentlichen
Rechts ermÃ¤chtigt ist, nach ihrem Ermessen zu handeln, ist Rechtswidrigkeit auch
gegeben, wenn die gesetzlichen Grenzen dieses Ermessens Ã¼berschritten sind
oder von dem Ermessen in einer dem Zweck der ErmÃ¤chtigung nicht
entsprechenden Weise Gebrauch gemacht ist. Fehler in der ErmessensausÃ¼bung
sind Ermessensnichtgebrauch, ErmessensÃ¼berschreitung,
Ermessensunterschreitung bzw. Ermessensmangel und schlieÃ�lich
Ermessensfehlgebrauch bzw. Ermessensmissbrauch. Ermessensnichtgebrauch liegt
vor, wenn Ã¼berhaupt keine ErmessenserwÃ¤gungen angestellt werden und so
gehandelt wird, als ob eine gebundene Entscheidung zu treffen ist. Bei einer
ErmessensÃ¼berschreitung wird eine Rechtsfolge gesetzt, die in der gesetzlichen
Regelung nicht vorgesehen ist. Ermessensmissbrauch liegt vor, wenn ein
unsachliches Motiv oder ein sachfremder Zweck verfolgt wird.
Ermessensfehlgebrauch liegt als AbwÃ¤gungsdefizit vor, wenn nicht alle
Ermessensgesichtspunkte, die nach Lage des Falles zu berÃ¼cksichtigen sind, in
die Entscheidungsfindung einflieÃ�en. Der Fehlgebrauch kann auch als
AbwÃ¤gungsdisproportionalitÃ¤t vorliegen, wenn die BehÃ¶rde die abzuwÃ¤genden
Gesichtspunkte rechtlich fehlerhaft gewichtet hat. Des Weiteren kann ein
Fehlgebrauch erfolgt sein, wenn die BehÃ¶rde ihrer ErmessensbetÃ¤tigung einen
unrichtigen oder unvollstÃ¤ndigen Sachverhalt zugrunde gelegt hat. SchlieÃ�lich
liegt eine Ermessensunterschreitung oder ein Ermessensmangel vor, wenn zwar
ErmessenserwÃ¤gungen angefÃ¼hrt werden, diese aber unzureichend sind, weil sie
z.B. nur aus formelhaften Wendungen bestehen (vgl. Keller, a.a.O., Â§ 54 Rn. 27;
BSG, Urteil vom 09.11.2010 â�� B 2 U 10/10 R, Rn. 15 juris).

Â§ 45 Abs. 2 SGB I verweist hinsichtlich der Wirkung der VerjÃ¤hrung auf das
BÃ¼rgerliche Gesetzbuch (BGB). Nach Â§ 214 Abs. 1 BGB ist der Schuldner nach
Eintritt der VerjÃ¤hrung berechtigt, die Leistung zu verweigern. Die VerjÃ¤hrung ist
damit â�� im Sozialrecht ebenso wie im Zivilrecht â�� mit einer Einrede geltend zu
machen. Da es sich um eine Berechtigung handelt, steht die Erhebung dieser
Einrede im Ermessen des LeistungstrÃ¤gers (â��nach allgemeiner Meinungâ�� laut
Groth, a.a.O., Â§ 45 SGB I (Stand: 21.12.2022) Rn. 44; vgl. auch Mrozynski, SGB I, 6.
Aufl. 2019, Â§ 45 Rn. 3 unter Hinweis darauf, dass die Einrede der VerjÃ¤hrung in
jeder Tatsacheninstanz erhoben werden kann). Die grundsÃ¤tzlich zulÃ¤ssige
Erhebung der VerjÃ¤hrungseinrede durch die BehÃ¶rde setzt regelmÃ¤Ã�ig die
AusÃ¼bung von Ermessen voraus (stÃ¤ndige Rechtsprechung des BSG, vgl. BSG,
Urteil vom 15.06.2000 â�� B 7 AL 64/99 R, Rn. 21 juris; BSG, Urteil vom 22.10.1996
â�� 13 RJ 17/96, Rn. 33 juris). Zudem ist die Entscheidung gemÃ¤Ã� Â§ 35 Abs. 1
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Satz 3 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) zu begrÃ¼nden (Groth, a.a.O., Â§ 45
SGB I (Stand: 21.12.2022) Rn. 45). Weder Bescheid noch Widerspruchsbescheid
enthalten ErmessenserwÃ¤gungen. Der Beklagte hat damit seine Pflicht nicht
erkannt, eine Ermessensentscheidung Ã¼ber die Erhebung der
VerjÃ¤hrungseinrede zu treffen (vgl. zu alledem LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil
vom 25.05.2022 â�� L 12 AS 1872/21, Rn. 50 ff. juris). Hieran Ã¤ndert auch der
Umstand nichts, dass die Erhebung der VerjÃ¤hrungseinrede regelmÃ¤Ã�ig geboten
sein dÃ¼rfte, wenn keine besonderen UmstÃ¤nde vorliegen. Denn es handelt sich
nicht um eine Sollvorschrift, die nur in atypischen FÃ¤llen eine
ErmessensausÃ¼bung verlangt (BSG, Urteil vom 22.10.1996 â�� 13 RJ 17/96, Rn.
40 juris; zu Ermessensgesichtspunkten vgl. Groth, a.a.O., Â§ 45 SGB I (Stand:
21.12.2022) Rn. 47 ff.).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht ersichtlich (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2
SGG).

Â 

Erstellt am: 07.09.2023

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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